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Herr Blocher, am 9. Juni stimmen
wir über die Initiative zur Volks-
wahl des Bundesrates ab. Ein Ur-
nengang, bei dem es nur um Sie
und Ihre Abwahl im Jahr 2007 geht.
Christoph Blocher: Ach was! Schau-
en Sie im Archiv nach: Meine Abwahl
aus dem Bundesrat war nicht der Ur-
sprung dieser Initiative, höchstens
der Anlass. Sie geht auf die Neunzi-
gerjahre nach der EWR-Abstimmung
zurück. Schon damals war die Kluft
zwischen Bundesrat und Bevölke-
rung in entscheidenden Fragen gross.
Die Bundesräte müssen näher zum
Volk. Würden sie durch das Volk ge-
wählt, dann müssten sie die krimi-
nellen Ausländer ausschaffen – wie
das Volk dies will. Müssten sich ge-
gen den EU-Beitritt wehren – wie das
Volk es will, und das Asylchaos lösen.
All dies verhindert die Classe politi-
que heute, weil der Bundesrat in die-
sen Fragen mit Parlament und Ver-
waltung unter einer Decke steckt.

Dennoch macht die Initiative den
Eindruck einer Racheaktion. Für
Ihre Partei könnte der Schuss nach
hinten losgehen: Die SVP hat kaum
Persönlichkeiten, die bei einer Bun-
desratswahl nach dem Majorzver-
fahren den Sprung in die Regie-
rung schaffen könnten.
Sie schwatzen den politischen Geg-
nern nach. Ob der Schuss nach hin-
ten rausgeht, wird
man dann ja sehen!

In St. Gallen hat
die SVP 36 Prozent
Wähleranteil und
nur einen Sitz in
der Kantonsregie-
rung. Im Aargau
erzielte sie bei den
Grossratswahlen 32 Prozent der
Stimmen – auch da hat sie nur ei-
nen Regierungssitz.
Darum wollen einige in unserer Par-
tei das Proporzverfahren in den Initi-
ativtext schreiben. Wir entschieden
uns dennoch für den Majorz: Das
Volk wählt lieber Persönlichkeiten
als Parteien. Wichtig ist aber, dass
sich die Bundesräte dem Volk stellen
müssen, um das Volk ernst zu neh-
men. Die SVP vertraut dem Volk.

Es ist Ihnen gleichgültig, wenn Sie
in der Regierung untervertreten
sind?
Nein, es ist mir nicht gleichgültig.
Aber das Volk soll entscheiden und
diese Verantwortung übernehmen.

Können Sie sich vorstellen, noch
einmal für den Bundesrat zu kandi-
dieren?
Nein, ich habe es einmal gegen mei-
nen Willen getan. Dann haben sie
mich wieder rausgeworfen. Ich fühle
mich nicht mehr verpflichtet. Ausser-

dem kann ich von aussen mehr Ein-
fluss nehmen als im Bundesrat.

Was glauben Sie: Wären Sie bei ei-
ner Volkswahl auch in den Bundes-
rat gewählt geworden?
Vermutlich nicht. Aber sicher mehr
Bundesräte, die die Volksanliegen
vertreten. Welcher Bundesrat würde
sich noch getrauen, die kriminellen
Ausländer nicht auszuschaffen, wenn
das Volk wählen würde?

Ärgern Sie sich heute noch über Ih-
re Abwahl?
Nach der Abwahl sagte ich spontan:
Das Parlament kann mich als Bundes-
rat abwählen, aber es kann mich
nicht aus der Politik werfen. Das habe
ich bisher bewiesen. Die Gegner woll-
ten nicht nur mich, sondern auch die
SVP erledigen. Das ist nicht gelungen.

Zum Kern der Initiative: Warum
soll der Bundesrat besser sein,
wenn er vom Volk gewählt wird?
Der einzelne Bundesrat wird unab-
hängiger von der Verwaltung und ist
dem Volk – und weniger der Classe
politique – verpflichtet. Mit dem
Volk im Rücken ist es einfacher für
den Bundesrat, den Beamten Nein zu
sagen. Der Bundesrat als Gremium
wäre insgesamt konsequenter.

Was meinen Sie damit?
Er könnte nach Brüssel gehen und
klipp und klar sagen: Unsere Bevöl-

kerung, die uns
Bundesräte wählte,
will keine Annähe-
rung an die EU. Die
heutige EU-Politik
kann sich der Bun-
desrat nur leisten,
weil er vom Parla-
ment gewählt ist.
Wenn 55 Prozent

des Stimmvolks und alle Kantone be-
schliessen, kriminelle Ausländer
müssen nach Hause, könnte sich die
Landesregierung nicht mehr einfach
verweigern. Sie müsste ihre Politik
dem Volk vor den Wahlen erklären
und sich unangenehme Fragen gefal-
len lassen …

… was dazu führt, dass die Bundes-
räte nur noch Entscheide fällen,
um dem Volk zu gefallen.
Heute fällen sie Entscheide, um dem
Parlament zu gefallen. Es ist normal,
dass sich Politiker nach ihrem Wahl-
körper ausrichten. Zudem: Es gibt
auch Regierungsleute, die sich weg-
wählen lassen, wenn sie überzeugt
sind, die richtige Meinung zu vertre-
ten. Der ehemalige Bundeskanzler Ger-
hard Schröder zum Beispiel führte die
Hartz-Reform durch, obwohl er wuss-
te, dass sie ihn die Wiederwahl kostet.

Sie glauben ernsthaft, die Schweiz
hätte am Ende sieben Bundesräte,
die jederzeit bereit sind, ihre politi-

sche Karriere im Namen der Sache
zu opfern?
Das nicht. Ich idealisiere die Volks-
wahl nicht. Aber ich sehe im Kanton
Zürich, dass die Regierungsräte ihre
eigenen Positionen mit mehr Ent-
schlossenheit vor dem Volk vertre-

ten. Auch das Wahlprozedere wird
transparenter. Man kann nicht mehr
in letzter Sekunde einen Kandidaten
oder eine Kandidatin unter dem
Tisch hervorholen, deren Namen die
meisten Parlamentarier nicht einmal
schreiben können.

Die Ränkespiele vor den Bundes-
ratswahlen gehören doch zur Poli-
tik.
Ja, leider. Die Volkswahl verhindert
dies. Der Fall von Bruno Zuppiger
zeigte, wie wichtig es ist, dass die
Kandidaten frühzeitig bekannt sind.
Die Mitteparteien sagten uns: Wenn
ihr den bringt, bekommt ihr den
zweiten Bundesratssitz. Dann kam
zum Glück rechtzeitig heraus, dass
er betrogen hat. Bei einer Volkswahl
ist das Verfahren noch viel transpa-
renter. Die Kandidaten sind schon
Monate im Voraus bekannt und wer-
den durchleuchtet.

Dafür geraten die Bundesräte in
ein höchst problematisches Abhän-
gigkeitsverhältnis zu reichen Wahl-
kampfspendern.
Also wenn schon: Es ist leichter, 100
Parlamentarier zu kaufen als die
Mehrheit des Volkes. Die Bevölke-
rung ist nicht käuflich. Bei der Abzo-
ckerinitiative gab Economiesuisse
viel mehr Geld aus als Thomas Min-
der – und scheiterte. Bevor der Zür-
cher Regierungsrat vom Volk ge-
wählt wurde, sagte man auch, es
würden nur noch Millionäre aus der
Stadt gewählt. Nun haben wir Regie-
rungsräte auch aus kleineren Ge-
meinden – und kaum einer war vor-
dem ein Millionär.

Wenn der Bundesrat vom Volk ge-
wählt wird, lähmen Rücktritte den
politischen Alltag noch viel stärker
als heute.
Man muss ins Ausführungsgesetz zur
Initiative schreiben, dass Bundesräte
nur noch bei schwerwiegenden
Gründen vor Ablauf der Amtsdauer
zurücktreten dürfen. Es ist unanstän-
dig, wenn Regierungsmitglieder ein-
fach zurücktreten, wann sie wollen.
Die oft taktischen Rücktritte zeigen,
dass man das Amt zu wenig ernst
nimmt.

Warum investiert die SVP eigent-
lich so wenig in den Abstimmungs-
kampf? Man sieht weder Plakate
noch Inserate.
Plakate sind in Vorbereitung. Aber
wir haben wenig Geld zur Verfügung.

Sie könnten doch den Abstim-
mungskampf problemlos selber fi-
nanzieren.
(lacht) Sie haben das Gefühl, ich hät-
te eine Schatulle, wo ich ständig Geld
verteilen kann?

So ungefähr. Sie glauben einfach
nicht an die Erfolgschancen der In-
itiative.
Warten wir ab. Wer nur das ver-
tritt, was sowieso von vornherein
feststeht, ist überflüssig. Sollte das
Volk anders entscheiden, dann hat
es entschieden. Dann müsste das
Land weiter mit diesem Nachteil le-
ben.

«Die Bundesräte müssen näher zum Volk»
VON LORENZ HONEGGER

Volkswahl des Bundesrats Christoph Blocher kämpft dafür, obwohl es seiner Partei schaden könnte

«Mit dem Volk im
Rücken ist es einfacher
für den Bundesrat,
den Beamten
Nein zu sagen.»

Blocher beim Interview an seinem Arbeitsplatz in Männedorf.DÉSIRÉE GOOD

Drei Kantone haben dieses Jahr ihre
Parlamente neu bestellt, Solothurn,
das Wallis und zuletzt, am Wochen-
ende, der Kanton Neuenburg. Insge-
samt 345 Sitze galt es neu zu beset-
zen. Die letzten kantonalen Wahlen
dieses Jahres finden im Oktober in
Genf statt.

In allen drei Kantonen, die in die-
sem Jahr gewählt haben, steht die
SVP auf der Siegerseite. Mit neun zu-
sätzlichen Mandaten im Wallis, sechs

in Neuenburg und einem in Solo-
thurn konnte die Partei ihre zwi-
schen den Nationalratswahlen 2011
und Ende 2012 erlittenen 20 Sitzver-
luste beinahe wettmachen.

Ob sich die SVP definitiv wieder
auf Erfolgskurs befindet, lässt sich
aus den bisherigen Wahlergebnissen
dieses Jahres nicht herauslesen. Zu
unterschiedlich sei die Ausgangslage
in den drei Kantonen, sagt Marianne
Schneider von der Sektion Politik im
Bundesamt für Statistik.

Grünliberale setzen Siegeszug fort
Zurzeit hält die SVP nach den Be-

rechnungen der Nachrichtenagentur
SDA schweizweit 560 von total 2559
kantonalen Parlamentssitzen, mehr
als jede andere Partei. Nicht einge-
rechnet ist Appenzell Innerrhoden,

wo die Parteizugehörigkeit keine Rol-
le spielt. Ihren Siegeszug fortsetzen
konnten die Grünliberalen. Sie bau-
ten ihre Präsenz in den Kantonsparla-
menten 2013 um 7 auf gesamthaft 78
Sitze aus. Die BDP steigerte sich um 2
auf total 88 Sitze. Auf der anderen
Seite setzte sich bei den Grünen der
Negativtrend fort. Sie kommen neu
auf noch 190 Mandate (–1).

Die CVP schaffte zwar am Wo-
chenende in Neuenburg erstmals den
Sprung ins Parlament. In ihren ka-
tholischen Stammlanden ging hinge-
gen die langjährige Talfahrt weiter.

Bei der bislang erfolgsverwöhnten
SP drehte sich 2013 dagegen der
Trend. Zum ersten Mal seit den natio-
nalen Wahlen 2011 musste die Partei
Einbussen hinnehmen, und dies in
allen drei Kantonen. (SDA)

Kantonale Wahlen Nach einer
langen Durststrecke gewann
die Partei 16 neue Sitze hinzu.
Weiter zulegen konnte die GLP,
während FDP, CVP und SP Fe-
dern lassen mussten.

SVP ist die Gewinnerin
«Faire Löhne und bessere Renten»
lautet die Losung der Schweizer Ge-
werkschaften zum diesjährigen
1. Mai. Landesweit wird mit Musik,
Umzügen, Unterhaltung und Reden
gefeiert. Sprechen werden Bundesrat
Alain Berset sowie zahlreiche Vertre-
ter von Politik und Gewerkschaften.

Innenminister Alain Berset (SP)
wird in Biel als Redner erwartet, wie
der Schweizerische Gewerkschafts-
bund (SGB) auf seiner Internetseite
schreibt. Umrahmt wird sein Auftritt
von Reden von Grünen-Vizepräsident
Josef Lang und SP-Nationalrätin Ma-
ria Bernasconi (GE).

SP-Fraktionschef Andy Tschüm-
perlin wird zusammen mit der
Schwyzer VPOD-Präsidentin Ruth
Miksovic in Goldau auftreten. SP-Par-
teipräsident Christian Levrat will
sich schon am Vorabend des 1. Mai

mit einer Videobotschaft ans Volk
wenden.

Ein befrachtetes Programm hat
SGB-Präsident und Ständerat Paul
Rechsteiner: Er wird am Vormittag an
der Maifeier in Basel als Redner erwar-
tet. Weitere Auftritte plant er am Mit-
tag und Nachmittag in Aarau und Ba-
den sowie am frühen Abend in der
St. Galler Gemeinde Walenstadt.

Giorgio Tuti, Präsident der Ge-
werkschaft des Verkehrspersonals
(SEV), wird am Vormittag in Schaff-
hausen ans Rednerpult treten.
VPOD-Präsidentin Katharina Prelicz-
Huber wird für die Festansprache in
Dietikon erwartet. Unia-Copräsiden-
tin und SGB-Vizepräsidentin Vania
Alleva wird in Thun BE sprechen.
Syndicom-Co-Präsident Alain Carrupt
hält die Festansprache an der interju-
rassischen Mai-Feier in Delsberg. (SDA)

Bundesrat Berset spricht in Biel


